Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1911 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 116. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 7. Dezember 1955 


1. Abgeordneter 

Schmidt 

(Hamburg) 


Beabsichtigt der Herr Bundesfinanzminister 
eine Reform der Haushalts-Buchführung und 
der Rechnungslegung, welche den Vorschlägen 
des Präsidenten Weichmann vom Rechnungshof 
der Hansestadt Hamburg Rechnung trägt? 
Oder wird die gegenwärtige Form der Haus- 
halts-Buchführung nach wie vor für aus- 
reichend gehalten? 


2. Abgeordneter Warum hat das Bundesverkehrsministerium 

Huth bisher nicht in Erwägung gezogen, in Ab- 

änderung der bestehenden Vorschriften ge- 
setzlich verankern zu lassen, daß Fahrzeuge 
auf der Autobahn oder auf autobahnähnlichen 
Verkehrswegen jede Änderung der Fahrtrich- 
tung anzeigen müssen? 


3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß der 
Dr. Arndt Staat ganz allgemein ein berechtigtes Inter- 

esse hat, die politische Zugehörigkeit seiner 
Beamten zu kennen, um die zweckmäßigste 
Verwendung seiner Beamten erreichen zu 
können? 

Ist die Bundesregierung ferner der Meinung, 
daß trotz Artikel 9 und Artikel 33 des Grund- 
gesetzes die Beamten und anderen Verwal- 
tungsangehörigen verpflichtet sind, durch 
Ausfüllung von Fragebogen ihrer Dienst- 
behörde zu offenbaren, ob und welcher de- 
mokratischen Partei sie angehören sowie in 
welchem Zeitraum sie Mitglied einer demo- 
kratischen Partei waren und welche Funk- 
tionen sie innerhalb einer verfassungstreuen 
demokratischen Partei wahrgenommen haben 
oder noch wahrnehmen? 
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4 , Abgeordneter 

Dr. Arndt 


5. Abgeordneter 

Dr. Arndt 


6. Abgeordneter 

Schmitt 

(Vockenhausen) 


7. Abgeordneter 

Sdimidt 

(Hamburg) 

8. Abgeordneter 
Rademacher 


Hält die Bundesregierung es für zulässig, daß 
ein Gericht — unter Hinweis auf die Straf- 
androhung des § 353 c StGB — einen An- 
geschuldigten verpflichtet, den Inhalt der An- 
klageschrift geheimzuhalten und außer dem 
Verteidiger keinem Dritten Kenntnis von der 
Anklageschrift zu gewähren? 

Auf welche gesetzliche Vorschrift gründet sich 
ein solches Vorgehen des Gerichts? 

Ist ein Geridit zu der Ankündigung befugt, 
nach Abschluß des Verfahrens die Anklage- 
schrift einzuziehen? 

Welche Maßnahmen werden von der Bundes- 
bahn getroffen werden, um im Kraftverkehr 
am Zonenrand zwischen dem Raume Herles- 
hausen bzw. Obersuhl und Heringen (Werra) 
— Kalizeche Wintershall — sicherzustellen, 
daß 


a) soviel Omnibusse eingesetzt werden, daß 
die Belegschaft des Kalibergwerkes bei der 
Hin- und Rückfahrt eine ausreichende 
Zahl von Sitzplätzen zur Verfügung hat, 

b) alle drei Schichten des Kalibergwerkes in 
Heringen bedient werden, 

c) durch Trennung des Berufsverkehrs vom 
Linienverkehr sowie des Straßenverkehrs 
vom Schienenverkehr die Warte- und 
Fahrzeiten auf ein Mindestmaß verkürzt 
werden? 

Welche gesetzgeberischen Maßnahmen gedenkt 
die Bundesregierung vorzusdilagen, um Ge- 
fährdungen der Pressefreiheit zu verhüten, 
wie sie sich jüngst aus einem Urteil der 8. 
Großen Strafkammer des Landgerichts Ham- 
burg ergeben haben, wo der Chefredakteur 
der „Norddeutsche Nachrichten"* und der 
„Hamburger Mittag"", Helmut Peitsch, wegen 
Zeugnisverweigerung zu 50 DM Geldstrafe 
verurteilt wurde? 

Billigt die Bundesregierung die Mitarbeit von 
Kabinettsmitgliedern bei der sogenannten 
Abendländischen Akademie? 

Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, 
an einem Sonn- oder Feiertag eine über- 
raschende Kontrolle des LKW-Verkehrs zu 
veranlassen, um festzustellen, weldier Pro- 
zentsatz der kontrollierten Fahrzeuge unter 
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9. Abgeordneter 
Kahn-Adcermann 


10. Abgeordneter 
Heide 


11. Abgeordneter 
Stingl 


12. Abgeordneter 
Stingl 


13, Abgeordneter 
Stingl 


14. Abgeordneter 

Ritzel 


die zwölf vorgesehenen Ausnahmen der ge- 
planten Verordnung zum Verbot des LKW- 
Verkehp an Sonn- und Feiertagen fällt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Prü- 
fungen der atmosphärischen Radioaktivität 
in der Bundesrepublik ergeben haben, daß 
sowohl nach amerikanischen als auch nach so- 
wjetischen militärischen Atomversuchen die 
Luftschichten über der Bundesrepublik radio- 
aktive Schwaden enthalten, deren Strahlungs- 
intensität eine ernste Gefährdung* darstellt? 

Beabsichtigt die Bundesregierung auf Grund 
dieser Ergebnisse sowohl bei der amerikani- 
schen als auch bei der sowjetischen Regierung 
vorstellig zu werden und die Bemühungen 
jener Regierungen zu unterstützen, die aus 
Sicherheitsgründen die Einstellung zukünf- 
tiger Großversuche mit atomaren Explo- 
sionen fordern? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in die 
Pfeiler der ausschließlich dem innerstädtischen 
Verkehr dienenden Arnsberger Klosterbrücke 
Sprengkammern eingebaut werden sollen, ob- 
wohl diese Brücke militärstrategisch ohne Be- 
deutung ist, da sie leicht umgangen werden 
kann, und obwohl in diese Brücke die wich- 
tigen Versorgungsleitungen für Wasser, Gas 
und Strom eingebaut sind? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
diesem sinnlosen Vorgehen Einhalt zu bieten? 

Wann und in welcher Form beabsichtigt der 
Herr Bundespostminister, Kindergeldzahlun- 
gen für die Arbeiter der Bundesdruckerei in 
Berlin einzuführen? 

Hält die Bundesregierung immer noch Nach- 
untersuchungen der Kriegsbeschädigten des 
ersten Weltkrieges auch im hohen Alter für 
erforderlich? 

Hält es die Bundesregierung für möglich, 
alten Menschen, die durch die Währungs- 
reform ihre Ersparnisse für das Alter ver- 
loren haben, durch steuerliche Maßnahmen 
Erleichterungen zu gewähren? 

Unter Hinweis auf meine Frage in der Frage- 
stunde vom 11. März 1954 und die von dem 
Herrn Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen damals erteilte Antwort 
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15. Abgeordneter 

Josten 


16. Abgeordneter 
Dr. Schellenberg 


17. Abgeordneter 
Dr. Schellenberg 


18. Abgeordneter 

Ritzel 


frage ich den Herrn Bundesminister, ob er 
nun endlich bereit ist, im Interesse der Milli- 
onen kleiner Runden der Bundespost zur 
Beförderung von Drucksachen nach dem Mu- 
ster der Schweizerischen Bundespost die Aus- 
gabe von Streifbändern mit eingedruckten 
Marken ohne Preiszuschlag zu veranlassen? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
trotz aller sehr notwendigen Verbesserungen 
an der Bundesstraße 9 auf eine Entlastungs- 
straße vom Raume Bonn bis Speyer über den 
Hunsrück und die vordere Eifel nicht verzichtet 
werden kann, und welchen Plan hat die Bun- 
desregierung, um ein solches Projekt zu ver- 
wirklichen? 

Ist der Herr Bundesarbeitsminister bereit, da- 
hin zu wirken, daß die Bezirksverwaltungen 
der seiner Aufsicht unterstehenden Berufs- 
genossenschaften uneingeschränkt in Berlin 
verbleiben und Abteilungen, die kürzlich aus 
Berlin in die Bundesrepublik verlegt wur- 
den, wieder nach Berlin zurückgeführt wer- 
den? 

Entspricht es den Tatsachen, daß das Bundes- 
arbeitsministerium dem Verband Deutscher 
Rentenversicherungsträger mitgeteilt hat, die 
Bundesregierung werde unter Berufung auf 
Art. 113 GG dem Dritten Gesetz zur Ände- 
rung des Sozialversicherungs- Anpassungs- 
gesetzes betreffend Witwenrenten nicht vzu- 
stimmen, und daß daraufhin die Geschäfts- 
führung dieses Verbandes die Träger der 
Rentenversicherung am 13. August 1955 
durch Schnellbrief u. a. wie folgt unterrichtet 
hat: 

„Die Bundesregierung hat diese Zustimmung 
(Art. 113 GG) nicht gegeben, so daß der Ge- 
setzentwurf in der vom Bundestag und Bun- 
desrat beschlossenen Fassung nicht Gesetz 
werden wird.“? 

Welche Maßstäbe sind für die Entscjieidung 
der einzelnen Oberpostdirektionen bei Um-. 
Wandlung von bisher selbständigen Postäm- 
tern in Zweigpostämtern maßgebend? 

Sind allein die an sich berechtigten Rationali- 
sierungsinteressen der Bundespost oder auch 
die wirtschaftlichen und kommunalen Inter- 
essen der betreffenden Gemeinden und Be- 
zirke maßgebend? 
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19. Abgeordneter 
Lotze 


20. Abgeordneter 
Funk 


21. Abgeordneter 
Meyer 

(Wanne-Eickel) 


Haben die Oberpostdirektionen vor einer 
Umwandlung in jedem Falle vorher mit den 
beteiligten Kreisen der Wirtschaft und mit 
den betroffenen Gemeinden Fühlung genom- 
men? 

Ist dem Herrn Bundesverkehrsminister be- 
kannt, daß sidi im Zuge der Bundesstraße 4 
nördlidi Uelzen am Hoystorfer Berg eine 
Gefahrenquelle erster Ordnung befindet, an 
der es dauernd zu schweren Unfällen mit To- 
ten, Verletzen und erheblichen Sachschäden 
kommt? 

Ist dem Herrn Bundesverkehrsminister be- 
kannt, daß diese Gefahrenstelle einmal durch 
die schlechte Straßenführung bedingt ist, zum 
anderen durch den sehr schlechten Zustand 
der Straße? 

Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, 
sofort die erforderlichen Mittel bereitzustel- 
len, um eine gründliche Beseitigung dieser 
großen Gefahrenquelle zu ermöglichen? 

Ist dem Herrn Bundesverkehrsminister be- 
kannt, daß die in Schweinfurt berufstätigen 
Arbeiter bei der Bahnfahrt zur Arbeitsstätte 
und zurück teilweise wegen Überfüllung der 
Züge auf ungeschützten Trittbrettern fahren 
müssen? 

Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, 
auf die Bundesbahnverwaltung einzuwirken, 
damit mehr und besseres Wagenmaterial 
möglichst bald zur Verfügung gestellt wird? 

Beabsichtigt der Herr Bundesarbeitsminister 
einen Erfahrungsbericht über die Auswirkun- 
gen der Fünften Berufskrankheiten-Verord- 
nung zusammenzustellen und dem Bundestag 
vorzulegen? 

Ist vorgesehen, in bezug auf die unterschied- 
liche Auslegung der Bestimmungen in dieser 
Verordnung, die die Anerkennung der Sili- 
koseerkrankung betreffen, eine Ausführungs- 
verordnung zu erlassen? 

Werden Vorbereitungen getroffen, in näch- 
ster Zeit eine Sechste Berufskrankheiten- Ver- 
ordnung zu erlassen, durch die insbesondere 
die Anerkennungsdaten viel weiter vorver- 
legt werden als in den früheren Verordnun- 
gen, da beispielsweise bei nachweisbaren Flu- 
orschäden einfach die Daten zur Anerken- 
nung nicht ausreichen? 
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22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Verband- 
Faller lungen mit den Dienststellen der alliierten 

Streitkräfte darauf hinzuwirken, daß entwe- 
der auf die Ausstellung von Militärgutschei- 
nen nach Art. 32 Nr. 2 des Truppenver- 
trages verzichtet wird oder daß, um weitere 
Zwischenfälle zu verhindern, ein begrenzter 
Umtausch dieser Scheine durch die in der 
Hauptsache betroffenen Taxifahrer bzw. Un- 
ternehmer oder deren Fachverband geneh- 
migt wird? 


23. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, die besagen, daß 
Dr. Strosdbie der Herr Bundesaußenminister anläßlich eines 

Interviews mit dem Bonner Korrespondenten 
des „Telegraaf" Mitte Oktober d. J. Ausfüh- 
rungen gemacht hat, welche bezüglich des 
Problems der noch in Breda Inhaftierten dar- 
tun, daß die dort Einsitzenden vollkommen 
rechtens und ordnungsgemäß verurteilt wor- 
den sind? Hat der Bundesaußenminister er- 
klärt, daß seitens der Bundesregierung keine 
Absicht bestehe, irgendweldae Schritte zu un- 
ternehmen, um eine vorzeitige Freilassung 
der in den Niederlanden wegen Kriegsver- 
brechen verurteilten Deutschen zu ermög- 
lichen, da kein Anspruch auf eine Gesinnung 
erhoben werden könne, welche die Delikte 
als genügend verbüßt ansehen könnte? 

Wenn ja, hält der Herr Bundesaußenminister 
diese seine Erklärungen mit der seitens der Bun- 
desregierung mehrfach geäußerten Absicht für 
vereinbar, durch entsprechende Verhandlun- 
gen auch allen in westlichen Gewahrsams- 
ländern im Zuge der Kriegs- und Nachkriegs- 
ereignisse Verurteilten und Inhaftierten die 
Freiheit wiederzugeben oder sie zumindest 
deutscher Rechtsprechung zu unterstellen? 

24. Abgeordneter Auf Grund welchen Tatbestandes, nach wel- 
Dr. Stammberger eben gesetzlichen Bestimmungen und durch 

wessen verantwortliche Entscheidung erfolgte 
am 15. November 1955 die Beschlagnahme 
eines belichteten Filmes aus dem Apparat 
eines Bildreporters in der Militärischen An- 
nahmeorganisation in Köln? 


25. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung in Zusam- 
Frau Lockmann menarbeit mit den Ländern gegen die an 
vielen Orten bestehende Unsitte des Silvester- 
feuerwerks zu unternehmen, da diese Unsitte 
sehr häufig zu Unfällen, Bränden und Schreck- 
wirkungen geführt hat? 
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26. Abgeordnete 
Frau Lackmann 


27, Abgeordnete 
Frau Korspeter 


2*8 . Abgeordneter 

Arndgen 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, auch diejenigen Länder zu entsprechen- 
den Maßnahmen zu veranlassen, die bisher 
trotz Beschwerden aus der Bevölkerung ge- 
gen diesen Unfug nicht eingeschritten sind? 

Warum und mit welcher Begründung sind 
die wiederholten Anträge der Gemeinde Hol- 
lenstedt, einen unbeschrankten Bahnüber- 
gang, der bereits wiederholt die Ursache fol- 
genschwerer Unfälle gewesen ist, unfallver- 
hütend abzusichern, von der Deutschen 
Bundesbahn abgelehnt oder vom Bundes- 
verkehrsministerium gar nicht beantwortet 
worden? Geschah dies mit der ausdrücklichen 
Billigung des Herrn Bundesverkehrsministers, 
in dessen Wahlkreis die Gemeinde Hollen- 
stedt liegt? 

Ist dem Herrn Bundesarbeitsminister bekannt, 
daß in den Kalkwerken Springe und Völksen 
und im Steinbruchbetrieb Adlersberg bei 
Wildemann/Harz (Niedersachsen) algerische 
Fremdarbeiter teilweise angeblich ohne vor- 
herige Zustimmung und unter Irreführung 
der Arbeitsverwaltung beschäftigt werden? 

Ist dem Herrn Bundesarbeitsminister weiter 
bekannt, daß die Anwerbung der algerischen 
Arbeiter unter Versprechungen erfolgte, die 
später nicht eingehalten wurden, und daß sie 
bis zum Eingreifen der Gewerkschaften und 
des Arbeitsgerichts unter unwürdigen Bedin- 
gungen arbeiten mußten? 

Was gedenkt der Herr Bundesarbeitsminister 
zu tun, um für die Zukunft sicherzustellen, 
daß bei Anwerbung von ausländischen Ar- 
beitskräften nach dem OEEC-Rat- Beschluß 
die Arbeitsverwaltung eingeschaltet bleibt, 
daß für diese Arbeitskräfte die gleichen Lohn- 
und Arbeitsbedingungen gelten wie für Ein- 
heimische und daß sie auch in Bezug auf 
Verpflegung und Unterkunft nicht benachtei- 
ligt und als Menschen zweiter Klasse behan- 
delt werden? 

Ist es zutreffend, daß Bundestagsabgeordnete 
am Betreten des Heimkehrerlagers Friedland 
sowie des Bahnhofs Herleshausen gehindert 
wurden? 

Wer hat, falls die Behinderung tatsächlich er- 
folgte, die Anweisung dazu gegeben? 

Ist diese Anweisung inzwischen aufgehoben 
worden? 
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29. Abgeordneter 

Dr, von Buchka 


30. Abgeordneter 

Müller-Hermann 


31. Abgeordneter 
Müller-Hermann 


32. Abgeordneter 
Kortmann 


~ 33. Abgeordneter 
Ritzel 


Hält es der Herr Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen für möglich, die anschei- 
nend sehr hohen Anforderungen bei Eig- 
nungsfeststellungen für den mittleren Post- 
dienst auf das unerläßlich nötige Maß herab- 
zusetzen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung — und sind 
gegebenenfalls Vorkehrungen getroffen wor- 
den — , vom Jahre 1957 ab das Bundeshaus- 
haltsjahr mit dem Kalenderjahr In Überein- 
stimmung zu bringen? 

Sind seitens der Bundesregierung Verhand- 
lungen mit den Ländern In der gleichen Rich- 
tung geführt worden, und zu welchem Er- 
gebnis haben diese Verhandlungen gegebe- 
nenfalls geführt? 

Bis zu welchem Jahre beabsichtigt das Bun- 
desverkehrsministerium den Ausbau der Bun- 
desstraße 6 zwischen Bremen — Bremerhaven 
— Cuxhaven zum Abschluß zu bringen? 

Wird vom Bundesverkehrsministerium und 
von den mitbeteiligten Länderverwaltungen 
bei den Planungen für den Ausbau der Bun- 
desstraße 6 genügend berücksichtigt, daß diese 
in ihrem jetzigen Zustand für den in Bremer- 
haven zur Anlandung gebrachten interna- 
tionalen Passagierverkehr eine sehr schlechte 
Visitenkarte des deutschen Straßenwesens ist 
und außerdem die Straße für die Fischversor- 
gung der ganzen Bundesrepublik besonders 
stark benutzt wird? 

Ist dem Herrn Bundesinnenminister bekannt, 
daß ehemalige Beruf sunteroflfiziere, die an der 
Unterbringung gemäß Gesetz nach Art. 131 
GG teilnehmen — heute vielfach Familien- 
väter im Alter von 40 bis 50 Jahren — , wäh- 
rend ihrer Ausbildung für den mittleren 
Beamtendienst monatlich Unterhaltszuschüsse 
in Höhe von höchstens 260 DM erhalten? 
Was gedenkt der Herr Bundesminister zu 
tun, um die durch diese niedrige Besoldung 
bedingte sdiwierige wirtschaftliche Lage die- 
ser Staatsdiener zu beheben und Ihren Über- 
gang in den öffentlichen Dienst zu erleich- 
tern? 

Entspricht es den Tatsachen, daß zwei ver- 
antwortliche Beamte der Deutschen Bundes- 
post trotz der Nichtanerkennung der Ergeb- 
nisse der Kopenhagener Rundfunkkonferenz 
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34. Abgeordneter 

Schmitt 

(Vockenhausen) 


35. Abgeordneter 
Körner 


36. Abgeordneter 

Thieme 


37. Abgeordneter 
Thieme 


38. Abgeordneter 

Blachstein 


erklärt haben sollen, daß für die Bundesrepu- 
blik Deutschland die moralische Pflicht be- 
stehe, den Kopenhagener Plan zu befolgen? 
Was beabsichtigt der Herr Bundespostmini- 
ster zu tun, um bei der Neuordnung der Mit- 
telwellen auch die berufenen Vertreter des 
deutschen Rundfunks zur Beratung hinzuzu- 
ziehen, um die Rechte des Rundfunks und 
damit die Interessen der deutschen Rund- 
funkhörer sicherzustellen? 

Ist dem Herrn Bundesminister für Verkehr 
bekannt, daß sich die Straßendecke der Auto- 
bahn zwischen dem Wandersmann und der 
Mainbrücke nach verhältnismäßig kurzer 
Benutzung bereits in einem ungewöhnlich 
schlechten Zustand befindet? 

Ist der Herr Bundesverkehrsminister gege- 
benenfalls bereit, untersuchen zu lassen, auf 
welche Gründe der schlechte Zustand zurück- 
zuführen ist? 

Finden allgemein nach der Fertigstellung von 
Autobahnstrecken auch nach einiger Zeit der 
Benutzung Überprüfungen der Qualität der 
geleisteten Arbeiten statt? 

Ist die Bundesregierung bereit zu veranlassen, 
daß an den Grenzübergangsstellen zur Bundes- 
republik auf deutscher Seite künftig einheitlich 
die Bundesflagge gesetzt wird? 

Ist mit der Wiederausgabe von Behörden- 
Dlenstniarken in absehbarer Zeit zu rechnen, 
bzw. welches sind die Gründe, daß solche 
Postwertzeichen bisher nicht wieder ausgege- 
ben worden sind? 

Ist der Herr Bundesverteidigungsminister 
bereit, in sofortigen Verhandlungen mit den 
alliierten Streitkräften sicherzustellen, daß 
künftig aus allgemeinen und militärischen 
Sicherheitsgründen In der Bundesrepublik 
alliierte Munitionstransporte nicht mehr un- 
bewacht erfolgen, nachdem It. dpa-Meldung 
kürzlich die amerikanische Armee drei aus 
insgesamt 153 Waggons bestehende Muni- 
tionszüge bei Nürnberg unbewacht abgestellt 
und eine deutscherseits angeregte kosten- 
pflichtige Bewachung durch die Bahnpolizei 
abgelehnt hat? 

Gedenkt die Bundesregierung durch gesetz- 
liche Regelung die Störungen zu beseitigen, 
die durch Zündkerzen von Automobilmoto- 
ren entstehen und vielen Rundfunkhörern 
und Fernsehzuschauern den Empfang ver- 
derben? 
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39. Abgeordneter Ist dem Bundesarbeitsministerium bekannt, 

Meyer daß diejenigen deutschen Invaliden, denen 

(Wanne-Eickel) auf Grund des am 29. März 1951 zwischen 

der Bundesrepublik und dem Königreich der 
Niederlande abgeschlossenen Abkommens 35 
Zentner Kohlen zustehen, die sie jedoch we- 
gen der Transportkosten nicht beziehen kön- 
nen, stattdessen einmal im Jahre von den Nie- 
derlanden eine Abgeltung von 50 bis 65 DM 
überwiesen bekommen? 

Ist bekannt, daß es diesen deutschen Rent- 
nern nicht möglich ist, für den überwiesenen 
Betrag die zustehenden 35 Zentner Kohlen 
in Deutschland zu kaufen? 

Sieht das Bundesarbeitsministerium Möglich- 
keiten, mit den Niederlanden eine Vereinba- 
rung dahin zu treffen, daß die betroffenen 
Rentner ihre Kohlenscheine aus den Nieder- 
landen in Deutschland bei einer Zeche ihres 
Wohnbezirks einlösen? 

40. Abgeordneter Ist der Herr Bundeswohnungsbauminister 

Platner bereit, eine Änderung in dem Verteilungs- 

schlüssel im sozialen Wohnungsbau zugunsten 
der unterentwickelten Wirtschaftsräume des 
Zonenrandgebietes, insbesondere des hes- 
sischen, herbeizuführen? Was gedenkt der 
Herr Bundesminister in dieser Hinsicht zu tun? 

41. Abgeordnete Wann gedenkt die Bundesregierung ihr seit 

Frau Dr. Dr. h.c. langem gegebenes Versprechen, einen Gesetz- 
Lüders entwurf für die Reform des Krankenpflege- 

wesens vorzulegen, einzulösen? 

42. Abgeordnete Wann gedenkt die Bundesregierung den von 

Frau Dr. Dr, h. c, ihr seit längerem zugesagten Gesetzentwurf 
Lüders betreffend die Berufsausbildung und Berufs- 

ausübung der medizinisch-technischen Assi- 
stentinnen vorzulegen? 

43. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesfinanzminister bekannt, 

Dr. Bärsdi daß nach der in einem Schreiben des Präsi- 

denten des Bundesausgleichsamtes vom 15. 
April 1955 (Az.: II/l — lA 2099 — ) an die 
Organisation der Heilpraktiker vertretenen 
Auslegung der Durchführungsbestimmung 
zur Hausratsentschädigung vom 24. Januar 
1955 auch Heilpraktiker berechtigt sein sol- 
len, Atteste für amtliche Zwecke (bevorzugte 
Auszahlung der Hausrathilfe oder Gewäh- 
rung von Freibeträgen bei der Unterhaltshilfe 
auf Grund körperlicher oder geistiger Ge- 
brechen) auszustellen, und wird diese Auf- 
fassung vom Herrn Bundesminister gebilligt? 

Bonn, den 2. Dezember 1955 
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